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Tiroler Behörden rissen autistischen 
Buben fast vier Monate aus der Schule 

Von Elke Ruß

Innsbruck – Es war eine Wo-
che vor Weihnachten, als der 
Sabine L. (Namen v. d. Red. 
geändert, Anm.) die Nach-
richt mitgeteilt wurde: Ent-
weder ihr neunjähriger Sohn 
bekommt einen Schulhelfer 
oder er darf ab 23. Dezember 
nicht mehr zum Unterricht in 
der dritten Klasse einer Inns-
brucker Volksschule.

Markus hat Asperger, eine 
Form des Autismus, die vor 
allem durch Schwächen in 
der sozialen Interaktion und 

Kommunikation gekenn-
zeichnet ist. Damit gehen oft 
eingeschränkte und stereoty-
pe Aktivitäten und Interessen 
einher. Im Fall von Markus 
berichtet die Mutter auch von 
Legasthenie und akustischen 
Schwächen.

Neuropsychologe Mario 
Draxl war der Erste in einer 
langen Reihe von Therapeu-
ten, der im August 2010 Mar-
kus‘ Symptome der Diagnose 
Asperger-Autismus zuordne-
te. Er betreut ihn auch seit ei-
nigen Monaten. Intellektuell 
sei der Bub in der Lage, dem 
Unterricht zu folgen, erklärt 
Draxl. Es könne aber z. B. sein, 
dass er eine Aufgabe gerade 
nicht einsehe und sich schrei-
end unter den Tisch werfe. 

Nach früheren Schulwech-
seln war Markus erst seit Sep-
tember in der Klasse. Hilflo-
sigkeit, Überforderung und 
Sorge um das Fortkommen 
der anderen Kinder überwo-
gen auch dort bei Pädagogen 
und Eltern bald den guten 
Willen. Schließlich entstand 
das, was Sabine L. als Ultima-
tum empfand: Assistenz oder 
kein Unterricht. Ein Wech-
sel des Neunjährigen in die 
Time-out-Klasse in Wilten 
oder eine Sonderschule wur-

de ihr nahegelegt. Ihr Sohn 
brauche aber vor allem Kon-
tinuität, betonte die Mutter. 
Er habe zudem das Recht, die 
Regelschule zu besuchen. 

Mit Schulinspektor Ferdi-
nand Treml kam L. überein, 
Markus zu karenzieren, bis ei-
ne Lösung gefunden ist. Da L. 
berufstätige Alleinerzieherin 
ist, sollten auch die betreuen-
den Großeltern den Stoff mit 
Markus daheim erarbeiten. 

Was dann folgte, war ein 
Marathon an Terminen mit 
Schulvertretern und Behör-
den und eine Papierflut vom 
Klinikgutachten über den 
Pflegegeld- zum Schulhelfer-
antrag. Ein Sozialarbeiter er-
kannte auf 175 Stunden Pfle-
gebedarf – eine Voraussetzung 
für einen Schulhelfer. 

Tatsächlich wurde für Mar-
kus dann die Höchstzahl 
von 23 Helferstunden (bei 24 
Stunden Unterricht) in Aus-
sicht gestellt. Aber: Schulhel-
fer unterstützen z. B. Kinder 
im Rollstuhl bei alltagsprak-
tischen Verrichtungen. Ihr 
Sohn brauche jedoch päda-
gogisch geschulte Assistenz 
im Unterricht, argumentierte 
die verzweifelte Mutter, die 
auch beim Landesvolksan-
walt, der Jugendanwältin und 
der Antidiskriminierungs-
beauftragten vorsprach. Die 
Schulhelfer-Frage sah dann 
auch die Reha-Abteilung so: 
Sie lehnte ab, zuständig sei 
die Bildungsabteilung.

Man arbeite „intensiv an ei-
ner Lösung“: Das versicherten 
stets alle involvierten Stellen. 
Aber erst im April wurde der 
Mutter die „Lösung“ von LR 
Beate Palfrader präsentiert. 
Konkret bedeutet sie die dritte 
neue Schule in zehn Monaten  
– und ganze sechs Stunden 
Betreuung durch die dortige 
Nachmittagslehrerin. Jubeln 
kann die Mutter nicht, „aber 
ich bin einverstanden, weil 
der Bub wieder in die Schule 
muss“. Das Jahr werde er ver-
mutlich bereits wiederholen 
müssen. „Der Staat zwingt 
mich, dass mein Kind in die 
Schule  geht, beim Land kann 
man mir für diese Art von Be-
hinderung aber keine Alterna-
tive bieten“, stöhnt sie.

Seit Weihnachten kämpfte eine Tirolerin darum, dass ihr autistischer Sohn Volksschüler bleiben darf. Nach einem 
Behördenmarathon und einem Schulwechsel erhält das Kind jetzt gerade sechs Wochenstunden Betreuung.

Bei autistischen Kindern paaren sich oft massive Schwächen in der sozialen Interaktion und Kommunikation mit hohen Begabungen. Foto: Shutterstock

Der Staat zwingt 
mich, dass mein 

Kind in die Schule geht, 
aber das Land kann bei 
der Behinderung keine ge-
eignete Alternative bieten.“

Die Mutter

Von Elke Ruß

Innsbruck – Autistische Stö­
rungen betreffen etwa eines 
von 1000 bis eines von 2500 
Kindern, schätzt Neuropsy­
chologe Mario Draxl. Mar­
kus (9) hat quasi Glück, ein 
Einzelkind zu sein. Müsste 
sie sich um mehrere Kinder 
kümmern, so sagt seine al­
leinerziehende Mutter, dann 
wäre ihr Bub „in der Sonder­
schule wie viele Kinder mit 
ähnlichen Behinderungen“. 

Allein die Diagnose hat Jah­
re gedauert. Seit dem Krab­

belstubenalter klapperte sie 
mit ihrem Buben Therapeu­
ten ab und kämpfte um sei­
nen Volksschulbesuch. Erst 
vor dem Start in die dritte 
Klasse wurde der Autismus 
diagnostiziert – und wieder 
begann ein Spießrutenlauf.

Warum der Fall sich so zog, 
dass der Bub vier Monate 
vom Unterricht ausgeschlos­
sen blieb, kann niemand er­
klären. Die Mutter selbst ist 
zerrissen: Einerseits gesteht 
sie den involvierten Stellen 
ehrliches Bemühen zu, ande­
rerseits fürchtet sie, dass man 

ihr Kind nur irgendwie durch 
die Schule bringen wolle, „um 
ihn von der Backe zu haben“. 

Laut der zuletzt eingeschal­
teten Antidiskriminierungs­
beauftragten Isolde Kafka gibt 
es „nach dem Tiroler Antidis­
kriminierungsgesetz einen 
klaren Rechtsanspruch, dass 
der barrierefreie Zugang zur 
Schule gelöst werden muss“. 
Und es sei „nicht zumutbar, 
dass die Mutter herumrennen 
muss“. Auch Jugendanwältin 
Elisabeth Harasser findet die 
lange Schulpause „unhaltbar“. 
Generell sei es für Betroffene 

schwer, herauszufinden, wo 
sie hinmüssen. Auch Harasser 
meint, „dass Eltern resignie­
ren und ihr Kind dann halt in 
die Sonderschule geht“.

Für Landesvolksanwalt 
Christoph Wötzer berührt der 
Fall die Grundsatzproblema­
tik „weg von der Sonderschu­
le, hin zur Volksschule“. Er be­
klagt, dass die Richtlinien für 
schulische Assistenz maximal 
23 Wochenstunden umfassen 
und primär auf körperliche 
Behinderungen ausgerichtet 
sind. „Es wäre wünschens­
wert, dass diese Regelung 
solche Dinge wie Autismus 
einschließt“, sagt auch Be­
zirks schulinspektor Ferdi­
nand Treml. Wötzer hofft auf 
den 2011 fälligen Umbau des 

Tiroler Reha­Gesetzes zum 
„Chancengleichheitsgesetz“. 
Voraussetzung dafür sei aber 
„die Einbindung Betroffener“. 

Wie Bildungslandesrätin 
Beate Palfrader betont, will 
das Land ein „unabhängiges 
Gutachtergremium einfüh­
ren, um festzustellen, was ein 
Kind braucht“. Diese Exper­
ten sollten auch den Eltern 
„die Entscheidung zwischen 
Sonderschule und Integrati­
on ermöglichen, denn diese 
Wahlfreiheit ist gesetzlich ga­
rantiert“. Weiters müsse man 
in der pädagogischen Ausbil­
dung ansetzen. Bewusstseins­
bildung soll jetzt übrigens 
auch die Autistenhilfe bei der 
nächsten Landeslehrerkonfe­
renz betreiben.

„Unzumutbar“ für Eltern und Kinder
Eine Odyssee wie bei Markus sei unzumutbar, sagen die 

Ombudsleute. LR Palfrader stellt ein Fachgremium in Aussicht.

Die Landessozialabteilung will 
jungen Menschen mit Autismus-
Spektrums-Störungen ab Sommer 
tirolweit ein flächendeckendes 
Förderangebot bieten. Dieses neue 
– außerschulische – Angebot resul-
tiert aus dem gekündigten Vertrag 
mit der Reha-Stätte Banffy.

Um die Planungen zu erleichtern, 
sind die Eltern aufgerufen, sich zu 
melden: Tel. 0512/508-7743, E-
Mail: susanne.fuchs@tirol.gv.at.

Aufruf an Betroffene

Autisten brauchen Hilfe. Foto: Shutterstock

Innsbruck – Der Bund geht 
davon aus, dass 2,7 Prozent 
der Kinder in den Volks-, 
Haupt- und Sonderschu-
len sonderpädagogischen 
Förderbedarf haben. „Das 
geht von schwersten Be-
hinderungen über Wahr-
nehmungsstörungen bis zu 
Verhaltensauffälligkeiten“, 
erklärt Bildungslandesrätin 
Beate Palfrader. Nach die-
sem Schlüssel werden die 
Planstellen kalkuliert, die 
sich dann – nach bestimm-
ten Maßzahlen – auf die 
Schultypen verteilen. 592 
Planstellen seien es derzeit, 
berechnet für 1890 Schüler.

Tatsächlich hatten laut Pal-
frader im Schuljahr 2009/10 

aber bereits 2250 der 67.000 
Pflichtschüler einen  – be-
scheidmäßig ausgewiese-
nen – Förderbedarf. Das be-
deute einen Anteil von 3,2 
Prozent. „Wir bräuchten also 
703 Planstellen und haben 
damit ein Loch von mehr als 
100 Stellen.“ 

Sie habe mit der Bildungs-
ministerin mehrfach darü-
ber gesprochen, betont Pal-
frader, vor 2013 werde sich 
aber nichts ändern. Daher 
müsse „das Land schauen, 
dass die Qualität aufrecht-
erhalten wird und Planstel-
len zur Verfügung stellen“.

Durch die sinkende Ge-
samtschülerzahl spitze sich 
die Problematik weiter zu, 

betont die Landesrätin: 
2004/5 habe es für den son-
derpädagogischen Bereich 
vom Bund noch 646 Plan-
stellen gegeben, elf zahlte 

damals das Land Tirol drauf. 
Inzwischen finanziere das 
Land bereits 41 Stellen für 
Sonderpädagogen. „Dazu 
kommen noch die Klassen-
teilungen. Insgesamt zahlen 
wir 60 bis 70 Lehrer extra“, 
betont Palfrader. 

Eine zusätzliche Proble-
matik seien die „Grauzo-
nenkinder“. Das seien jene 
Schüler, die z. B. Wahrneh-
mungsstörungen haben, 
bei denen der Förderbedarf 
aber gar nicht offiziell fest-
gestellt sei. „Für diese Kin-
der können wir auch nichts 
zur Verfügung stellen.“ Auch 
bei dem autistischen Inns-
brucker Buben sei dies lange 
der Fall gewesen. (er)

Mehr Betroffene, weniger Planstellen

Palfrader beklagt einen Mangel 
an Planstellen. Foto: Böhm


